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Öffentliche Niederschrift 
Sitzung des Stadtrates Neuerburg 

 

Sitzung am 14.05.2019 

Sitzungsort Neuerburg 

Sitzungsraum Foyer der Stadthalle 

Sitzungsbeginn 19:00 Uhr 

Sitzungsende 23:50 Uhr 

 
 
 

 
 



Seite 2 
 
 

Teilnehmerverzeichnis 
 
 
Stadtrat Neuerburg - Stimmberechtigt 
 
Nr. Name Vorname Funktion Anwesenheit  

1  Fallis Lothar Stadtbürgermeister der 
Stadt Neuerburg 

anwesend J 

2  Eckes Manfred Mitglied des Stadtrates entschuldigt J 

3  Kolf Markus Mitglied des Stadtrates anwesend J 

4  Germann Josef Mitglied des Stadtrates anwesend J 

5  Schmitz Joachim Mitglied des Stadtrates entschuldigt J 

6  Strehlen Karl-Heinz Mitglied des Stadtrates anwesend J 

7  Irsch Horst Mitglied des Stadtrates anwesend J 

8  Hess Ulrich Fraktionsvorsitzender anwesend J 

9  Lenz Ingo Mitglied des Stadtrates anwesend J 

10  Hosdorf Ingrid Mitglied des Stadtrates entschuldigt J 

11  Roos Johann Mitglied des Stadtrates entschuldigt J 

12  Scheiding Günter Fraktionsvorsitzender anwesend J 

13  Simon Walter Mitglied des Stadtrates entschuldigt J 

14  Pick Annemarie Mitglied des Stadtrates anwesend J 

15  Mayer Wolfgang Mitglied des Stadtrates anwesend J 

16  Flammann Herbert Mitglied des Stadtrates anwesend J 

17  Theis Hildegard Mitglied des Stadtrates anwesend J 

 
 
 
Stadtrat Neuerburg - Nicht Stimmberechtigt 
 
Nr. Name Vorname Funktion Anwesenheit  

1  Ahlert Wilhelm 1. Beigeordneter der 
Stadt Neuerburg 

anwesend N 

2  Mathieu Siegfried Beigeordneter der Stadt 
Neuerburg 

entschuldigt N 

 
 
 
Weitere anwesende Teilnehmer 
 
Nr. Funktion Name Vorname Ort  

1  Fachbereichsleiter Dichter Manfred Neuerburg  V 

 
 
Gäste: 
 
Landschaftsarchitektin Högner, Minheim 
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Der Vorsitzende eröffnete die Sitzung und begrüßte die Anwesenden. Er stellte fest, dass form- 
und fristgerecht zu dieser Sitzung eingeladen worden sei und dass der Stadtrat Neuerburg be-
schlussfähig sei. 
 
Hiergegen und gegen Form und Inhalt der Niederschrift  über die Sitzung des Stadtrates Neu-
erburg vom 19.03.2019, die am 07.05.2019 übersandt worden war, wurden keine Einwände 
erhoben.  
Zum Schriftführer bestellte der Vorsitzende Frau Petra Zeyen. 

 
Protokollierung von Änderungen der Tagesordnung 
Die Tagesordnung wird um den Tagesordnungspunkt „Annahme von Spenden“ erweitert. 
 
Die Tagesordnung wurde wie folgt festgestellt:  
 
 

Tagesordnung 
 
Öffentliche Sitzung 
 
1 Eröffnung und Begrüßung 

 
2 Einwohnerfragestunde 

 
3 Bauplanungsrechtliche Ergänzungssatzung der Stadt Neuerburg für den Ortslteilbe-

reich "In der Beilsbach " 
- Satzungsentwurfsunterlagen; Vorstellung, Beratung u. Beschlussfassung 
- Einleitung der Beteiligungsverfahren; Beschlussfassung 
 

4 Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Südeifel; 
Räumlicher Teilflächennutzungsplan Irrel, 1 . Änderung, sachlicher Teilflächennut-
zungsplan "Windkraft" - erneute Zustimmung der Gemeinden gem. § 67 Abs. 2 Ge-
meindeordnung (GemO) 
Räumlicher Teilflächennutzungsplan Neuerburg, 2. Änderung, sachlicher Teilflächen-
nutzungsplan "Erneuerbare Energien" (Windenergie/Photovoltaik) - erneute Zustim-
mung der Gemeinden gem. § 67 Abs. 2 Gemeindeordnung (GemO) 
 

5 Auftragsvergaben; 
Zuwegung zum Beilsturm 
 

6 Stadthalle Neuerburg 
 

6.a Überarbeitung der Nutzungsverträge 
 

6.b Überarbeitung der Nutzungsgebühren 
 

7 Sondernutzungsflächen Gebührenordnung 
 

8 Antrag des Tennisclubs TC Neuerburg 
 

9 Unterhaltungsarbeiten Nelsstraße  
 

10 Bauanträge 
 

11 Ausübung Vorkaufsrecht 
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12 Annahme von Spenden 

 
13 Anfragen und Mitteilungen 

 
  
 
Nichtöffentliche Sitzung 
 
1 Bauanträge 

 
2 Ausübung Vorkaufsrecht 

 
3 Auftragsvergaben 

 
4 Verschiedenes 

 
5 Anfragen und Mitteilungen 

 
 
 
 
 
Öffentliche Sitzung 
 
TOP 1 
 
Eröffnung und Begrüßung 
 
 
Der Vorsitzende begrüßt die Stadtratsmitglieder und die anwesenden Einwohner. 
 
 
 
TOP 2 
 
Einwohnerfragestunde 
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TOP 3 
 
Bauplanungsrechtliche Ergänzungssatzung der Stadt Neuerburg für den Ortslteilbereich 
"In der Beilsbach " 
- Satzungsentwurfsunterlagen; Vorstellung, Beratung u. Beschlussfassung 
- Einleitung der Beteiligungsverfahren; Beschlussfassung 
 
 
Sachverhalt gemäß Beschlussvorlage 

Die Stadt Neuerburg beabsichtigt, im Rahmen ihrer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
eine bauplanungsrechtliche Ergänzungssatzung gem. § 34 Abs. 4 Satz 1 Nrn. 3 Baugesetzbuch 
(BauGB) für den Ortsteilbereich „In der Beilsbach“ zu erlassen. Mit der Satzung sollen baurecht-
liche Außenbereichsfläche in den baurechtlichen Innenbereich einbezogen werden.   
In Abstimmung mit der Stadt wurde das Planungsbüro Högner, Minheim, mit den Planungsleis-
tungen von privater Seite aus beauftragt.  
Die Satzungsentwurfsunterlagen sind dieser Vorlage beigefügt. Eine Erörterung hierzu erfolgt in 
der Sitzung.  
 
Vor Erlass der Satzung ist der Öffentlichkeit sowie den berührten Behörden und sonstigen Trä-
gern öffentlicher Belange auf der Grundlage des § 13 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) Gele-
genheit zur Abgabe einer Stellungnahme innerhalb angemessener Frist zu geben. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 

Die Planungskosten werden von privater Seite aus übernommen. Eine entsprechende Rege-
lung erfolgt über einen noch abzuschließenden städtebaulichen Vertrag zwischen dem Kosten-
träger und der Gemeinde. Der Vertrag wird vor der endgültigen Entscheidung des Stadtrates 
über die Satzung ausfertigungsreif dem Stadtrat vorgelegt. 
 
 
Beschluss 

Der Stadtrat erklärt sich mit der vorliegenden Satzungsentwurfsplanung umfassend einverstan-
den.  
Im Rahmen des erforderlichen bauplanungsrechtlichen Verfahrens beschließt der Stadtrat auf 
der Grundlage der vorliegenden Satzungsentwurfsunterlagen gem. § 13 Abs. 2 Baugesetzbuch 
(BauGB) eine Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen und die berührten Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange zu beteiligen. Die Beteiligungsfrist soll 1 Monat, mindestens 
aber 30 Tage, betragen. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
Ja-Stimmen: 11 
Nein-Stimmen: 0 
Enthaltungen: 0 
 
 
An der Beratung und Beschlussfassung hat der Stadtbürgermeister Lothar Fallis wegen Son-
derinteresse gem. § 22 GemO nicht teilgenommen. 
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TOP 4 
 
Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Südeifel; 
Räumlicher Teilflächennutzungsplan Irrel, 1 . Änderung, sachlicher Teilflächennutzungs-
plan "Windkraft" - erneute Zustimmung der Gemeinden gem. § 67 Abs. 2 Gemeindeord-
nung (GemO) 
Räumlicher Teilflächennutzungsplan Neuerburg, 2. Änderung, sachlicher Teilflächennut-
zungsplan "Erneuerbare Energien" (Windenergie/Photovoltaik) - erneute Zustimmung der 
Gemeinden gem. § 67 Abs. 2 Gemeindeordnung (GemO) 
 
 
Sachverhalt gemäß Beschlussvorlage 

Grundlegend sind die Gemeinden nach dem Baugesetzbuch (BauGB) zuständig für die Aufstel-
lung/Änderung/Aufhebung eines Flächennutzungsplanes. Der Bundesgesetzgeber hat den 
Landesgesetzgeber allerdings ermächtigt, Aufgaben der Gemeinden nach dem BauGB auf die 
Verbandsgemeinden zu übertragen. Von diesem Recht ist in Rheinland-Pfalz Gebrauch ge-
macht worden. Die Flächennutzungsplanung in Rheinland-Pfalz steht gem. § 203 Abs. 2 
BauGB i. V. mit § 67 Abs. 2 GemO in vollem Umfang den Verbandsgemeinden zu. Die endgül-
tige Entscheidung des Planungsträgers über den Flächennutzungsplan bedarf der Zustimmung 
der Gemeinden. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn mehr als die Hälfte der Gemeinden zuge-
stimmt hat und in diesen mehr als zwei Drittel der Einwohner der Verbandsgemeinde wohnen. 
Maßgebend ist die Einwohnerzahl (hier: Hauptwohnsitz) zum 30.06. des Vorjahres (§ 130 Abs. 
1 GemO). Kommt eine Zustimmung der Gemeinden nicht zustande, so entscheidet der Ver-
bandsgemeinderat mit einer Mehrheit von zwei Drittel der gesetzlichen Zahl seiner Mitglieder 
über den Flächennutzungsplan. 
Gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB sind u. a. Vorhaben für die Erforschung, Entwicklung oder Nut-
zung der Windenergie im Außenbereich zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenste-
hen und eine ausreichende Erschließung gesichert ist. Dies bedeutet, dass die Windenergie-
nutzung im Außenbereich durch bundesrechtliche Regelung privilegiert ist. Der Gesetzgeber 
hat den Trägern der Flächennutzungsplanung jedoch ein Steuerungsinstrument gegenüber den 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 bis 6 BauGB im Außenbereich privilegierten Vorhaben vermittelt, mit der 
Rechtsfolge, dass die privilegierte Zulässigkeit von Vorhaben auf Teile des Außenbereiches 
beschränkt werden kann. Nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB stehen öffentliche Belange dem Bau 
von Windenergieanlagen im Außenbereich auch dann entgegen, sofern eine positive Darstel-
lung von Flächen für die Nutzung der Windenergie im Flächennutzungsplan an einer oder meh-
reren Stellen im Plangebiet erfolgt.  
Mit den beiden sachlichen Teilfortschreibungen „Windkraft“ zum räumlichen Teilflächennut-
zungsplan Irrel bzw. „Erneuerbare Energien“ (Windenergie/Photovoltaik) zum räumlichen Teil-
flächennutzungsplan Neuerburg hat der Verbandsgemeinderat Südeifel von dieser Möglichkeit 
Gebrauch gemacht und mit einer positiven Flächendarstellung für die Nutzung der Windenergie 
in den beiden räumlichen Teilflächennutzungsplänen die Ausschlusswirkung des § 35 Abs. 3 
Satz 3 BauGB verbunden. Außerhalb der hier dargestellten Sonderbauflächen für die Wind-
energienutzung soll der Bau von Windenergieanlagen unzulässig sein.  
 
Eine wesentliche Grundlage für die Steuerung der Nutzung von Windenergie durch die regiona-
len und kommunalen Planungsträger wurde mit einer Änderung der Landesverordnung über 
das Landesentwicklungsprogramm (LEP) IV geschaffen. Dem LEP IV wurde einer Teilfort-
schreibung für den Bereich “Erneuerbare Energien“ unterzogen. Die Teilfortschreibung trat mit 
Wirkung vom 11.05.2013 in Kraft (GVBl. v. 10.05.2013, S. 66 ff.). Hiernach ist es künftig ge-
meinsame Aufgabe der Regionalplanung und der Bauleitplanung, für den erforderlichen Ausbau 
der Windenergie auf der Basis einer geordneten Planung Sorge zu tragen. Die zuständige Pla-
nungsgemeinschaft für den regionalen Raumordnungsplan der Region Trier (RROP) beabsich-
tigt die Umsetzung der neuen landesrechtlichen Vorgaben im Rahmen einer derzeit laufenden 
Gesamtfortschreibung ihres Raumordnungsplanes. 
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Für die kommunalen Planungsträger besteht die Verpflichtung zum planerischen Tätigwerden 
dann, wenn und soweit es für die städtebauliche Entwicklung erforderlich ist. Die Träger der 
kommunalen Bauleitplanung können Sonderbauflächen für die Nutzung der Windenergie aus-
weisen. Dabei sind die Vorgaben des derzeit verbindlichen Raumordnungsplanes zu beachten. 
Für diejenigen Standorte, die nach dem derzeit geltenden Raumordnungsplan ausgeschlossen, 
aber nach den Vorgaben der Teilfortschreibung des LEP IV zulässig wären, sind entsprechende 
Zielabweichungsverfahren auf der Grundlage der §§ 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) i. V. 
mit 10 Abs. 6 Landesplanungsgesetz (LPlG) erforderlich. 
Der Verbandsgemeinderat Südeifel hat am 17.12.2014 eine Änderung des räumlichen Teilflä-
chennutzungsplanes Irrel (sachliche Teilfortschreibung „Windkraft“) und eine Änderung des 
räumlichen Teilflächennutzungsplanes Neuerburg (sachliche Teilfortschreibung „Erneuerbare 
Energien“ (Windenergie/Photovoltaik)  gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
Neben der Beachtung/Berücksichtigung der Vorgaben der Landesplanung und Raumordnung 
wurden auch die methodischen Anforderungen in der Flächennutzungsplanung zur planeri-
schen Steuerung der Windenergienutzung im Außenbereich u. a. auch durch Entscheidungen 
des Bundesverwaltungsgerichtes (BVerwG) weiter entwickelt (Urteile vom 13.12.2012, Az. 4 CN 
1.11. und 4 CN 2.11). Grundtenor ist eine Ausarbeitung eines Flächennutzungsplankonzeptes 
in mehreren Planschritten. Unter Bezug auf diese Entscheidungen hat der Verbandsgemeinde-
rat in einem ersten Planschritt diejenigen Flächen ausgesondert, die aus tatsächlichen oder 
rechtlichen Gründen dauerhaft für eine Windenergienutzung nicht in Frage kommen (sog. harte 
Tabuzonen/Ausschlusskriterien). Diese Flächen sind im weiteren Planverfahren von vorne her-
ein einer Windenergienutzung entzogen worden. Im folgenden Planschritt hat der Verbandsge-
meinderat weitere Flächen für die Windenergienutzung ausgeschlossen, die nach seiner plane-
rischen Zielsetzung und Entscheidung für die Windenergienutzung nicht zur Verfügung stehen 
sollen (sog. weiche Tabuzonen/Ausschlusskriterien). Diese beruhen auf abstrakte, typisierte 
und für den gesamten Planungsraum grundsätzlich einheitlich anzuwendende Kriterien. Die 
verbleibenden Potenzialflächen für die Windenergienutzung waren mit zu ihnen konkurrieren-
den Nutzungen in Beziehungen zu setzen und abzuwägen, welchem Belang der Vorrang einge-
räumt wurde. Dabei war auch abschließend zu prüfen, ob die ausgewählten Sonderbauflächen 
für die Windenergienutzung ein hinreichendes Flächenpotenzial für die Windenergienutzung 
gewährleistet und der Flächennutzungsplan substanziell ausreichend Raum für die Windener-
gienutzung schafft. 
Die im Plangebiet als potenzielle Konzentrationsflächen der Windenergienutzung verbliebenen 
Flächen wurden anschließend einer Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB unterzogen. Das 
Ergebnis der Umweltprüfung ist im Umweltbericht, als gesonderter Teil der Begründung, zu do-
kumentieren.  
Der Gemeinderat hatte bereits in einer Sitzung im September 2016 eine Entscheidung nach § 
67 Abs. 2 GemO auf der Grundlage einer endgültigen Beschlussfassung des Verbandsgemein-
derates zu den beiden Teilflächennutzungsplänen vom 06.09.2016 herbeigeführt. Nachdem der 
Verbandsgemeinderat in der Folge wegen der zwischenzeitlich in Kraft getretenen Dritten Lan-
desverordnung zur Änderung der Landesverordnung über das Landesentwicklungsprogramm 
seine abschließende Entscheidung zu den beiden Teilflächennutzungsplänen vom 06.09.2016 
aufgehoben hat, um eine Anpassung an die neuen landesrechtlichen Vorgaben (u.a. Sied-
lungsabstand mind. 1.000 m) zu vollziehen, hat der Gemeinderat nunmehr zu den endgültigen 
Entscheidungen des Verbandsgemeinderates vom 28.03.2019 zu den beiden Teilflächennut-
zungsplänen zu befinden.  
   
Im Ratsinformationssystem (RIS) der Verbandsgemeindeverwaltung Südeifel sind die zeichne-
rischen Planentwürfe mit Darstellung der Sonderbauflächen für die Windenergienutzung zu den 
beiden sachlichen Teilflächennutzungsplänen `Irrel` und `Neuerburg`  sowie die Begründungen 
einschließlich der Umweltberichte zu den beiden Teilflächennutzungsplänen eingestellt (hierauf 
wird ausdrücklich Bezug genommen; zusätzlich zu diesen im RIS eingestellten Unterlagen fü-
gen wir dieser Vorlage die Planentwürfe mit den Darstellung der Sonderbauflächen für die 
Windenergienutzung/Photovoltaiknutzung bei). Die Planunterlagen beruhen auf der Grundlage 
der endgültigen Beschlussfassung des Verbandsgemeinderates (Schlussabwägungen) vom 
28.03.2019. 
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Die sachliche Teilfortschreibung „Erneuerbare Energien“ zum räumlichen Teilflächen-
nutzungsplan Neuerburg beinhaltet neben der Darstellung von Sonderbauflächen für die Wind-
energienutzung auch eine Darstellung von Sonderbauflächen für Photovoltaikanlagen. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 

.  /  . 
 
 
 
 
Beschluss 

I. Räumlicher Teilflächennutzungsplan Irrel, 1. Änderung, sachlicher Teilflächen-
nutzungsplan „Windkraft“ - erneute Zustimmung der Gemeinden gem. § 67 Abs. 2 
Gemeindeordnung (GemO) 

 
Die hier bereits auf der Grundlage der Beschlussfassung des Verbandsgemeinderates vom 
06.09.2016 getroffene Entscheidung des Gemeinderates vom September 2016 wird aufgeho-
ben.  
Der Gemeinderat stimmt der endgültigen Beschlussfassung (Schlussabwägung) des Verbands-
gemeinderates  Südeifel vom 28.03.2019 zur 1. Änderung des räumlichen Teilflächennutzungs-
planes für den Bereich Irrel, sachlicher Teilflächennutzungsplan „Windkraft“, gem. § 67 Abs. 2 
Gemeindeordnung (GemO), zu.  
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen: 9 
Nein-Stimmen: 2 
Enthaltungen: 0 
 
 

II. Räumlicher Teilflächennutzungsplan Neuerburg, 2. Änderung, sachlicher Teilflä-
chennutzungsplan „Erneuerbare Energien“ (Windenergie/Photovoltaik) - erneute Zu-
stimmung der Gemeinden gem. § 67 Abs. 2 Gemeindeordnung (GemO) 

 
Die hier bereits auf der Grundlage der Beschlussfassung des Verbandsgemeinderates vom 
06.09.2016 getroffene Entscheidung des Gemeinderates vom September 2016 wird aufgeho-
ben.  
Der Gemeinderat stimmt der endgültigen Beschlussfassung (Schlussabwägung) des Verbands-
gemeinderates  Südeifel vom 28.03.2019 zur 2. Änderung des räumlichen Teilflächennutzungs-
planes für den Bereich Neuerburg, sachlicher Teilflächennutzungsplan „Erneuerbare Energien“ 
(Windenergie/Photovoltaik), gem. § 67 Abs. 2 Gemeindeordnung (GemO), zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen: 9 
Nein-Stimmen: 2 
Enthaltungen: 0 
 
 
 
Hinweis wegen Ausschließungsgründen nach § 22 GemO: 
 
Es wird auf die Verpflichtung der Ratsmitglieder gemäß § 22 Abs. 5 GemO hingewiesen, vor der 
Beratung oder Entscheidung über einen Tagesordnungspunkt mitzuteilen, ob bezüglich ih-
rer/seiner Person ein Ausschließungsgrund nach § 22 Abs. 1 GemO vorliegt oder Tatsachen für 
das Vorliegen eines solchen Grundes sprechen.  
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An der  Beratung und Beschlussfassung hat das Ratsmitglied Horst Irsch wegen Sonder-
interesse gem. § 22 GemO nicht teilgenommen. 
 
 
 
 
TOP 5 
 
Auftragsvergaben; 
Zuwegung zum Beilsturm 
 
 

 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen: 11 
Nein-Stimmen: 0 
Enthaltungen: 0 
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TOP 6 
 
Stadthalle Neuerburg 
 
TOP 6.a 
 
Überarbeitung der Nutzungsverträge 
 

 
 
 
 
 
TOP 6 
 
Stadthalle Neuerburg 
 
TOP 6.b 
 
Überarbeitung der Nutzungsgebühren 
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TOP 7 
 
Sondernutzungsflächen Gebührenordnung 
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TOP 8 
 
Antrag des Tennisclubs TC Neuerburg 
 
 

 
 
 
 
 
TOP 9 
 
Unterhaltungsarbeiten Nelsstraße  
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TOP 10 
 
Bauanträge 
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TOP 11 
 
Ausübung Vorkaufsrecht 
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TOP 12 
 
Annahme von Spenden 
 
 
Sachverhalt gemäß Beschlussvorlage 

Die Gemeinde darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Sinne von § 2 Abs. 1 Gemeindeordnung 
Spenden, Sponsoring, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen einwerben und annehmen. 
Dabei dürfen die o. g. Zuweisungen nur angenommen werden, wenn die Gemeinde ein nach § 
94 Abs. 3 Gemeindeordnung vorgeschriebenes Verfahren einhält. Hiernach obliegt das Einwer-
ben von Spenden und die Entgegennahme eines Angebotes einer Spende dem Bürgermeister 
sowie den Beigeordneten. Vor der endgültigen Annahme der Spende muss die Spende der 
Aufsichtsbehörde angezeigt werden. Diese kann dann innerhalb einer Frist von 4 Wochen Be-
denken äußern. Anschließend entscheidet der Gemeinderat in öffentlicher Sitzung über die An-
nahme der Spenden. Erst nachdem die Gemeinde bzw. der Ausschuss einen diesbezüglichen 
Beschluss gefasst hat, können o. g. Zuwendungen zweckentsprechend verwendet werden. 
Weiterhin ist zu diesem Zeitpunkt erst die Ausstellung einer Spendenbescheinigung möglich, 
sofern die Spende für einen gemeinnützigen Zweck im Sinne des § 10 Einkommenssteuerge-
setz erfolgt ist. 
 

Möbelhaus Thiex GmbH 06.05.2019 200,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Chauffage Sanitaire Barthel 03.05.2019 200,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Autohaus J. Germann 30.04.2019 200,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Suylen Immobilien 23.04.2019 200,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Bauelemente Ziewers 23.04.2019 200,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Volksbank Eifel eG 11.04.2019 500,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Martin Weinbrenner 03.04.2019 200,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Seniorenhaus Berghof GmbH 06.03.2019 200,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Kreissparkasse Bitburg-Prüm 19.02.2019 750,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Jüngels & Schilz OhG 18.02.2019 200,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Tourismusverein Neuerburg 15.01.2019 1.500,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

Tourismusverein Neuerburg 08.02.2019 1.000,00 Euro Anschaffung von Ortseingangs-

schildern  

Lotto-Stiftung Rheinland-Pfalz 16.05.2019 750,00 Euro Musikalischer Sommer 2019 

 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Einnahme erfolgt zweckgebunden entsprechend dem Verwendungszweck im gemeindli-
chen Haushalt.  
 
 

Beschluss 

Der Ortsgemeinderat stimmt der Annahme der aufgeführten Spenden zu. 
 
Abstimmungsergebnis: 
Ja-Stimmen: 12 
Nein-Stimmen: 
Enthaltungen: 
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TOP 13 
 
Anfragen und Mitteilungen 
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